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ABSCHNITT A 

§ 1 Versicherte und nicht versicherte Sachen 

1. Versicherte Sachen 

Versichert sind die im Versicherungsvertrag be-
zeichneten fahrbaren oder transportablen Geräte, 
sobald sie betriebsfertig sind. 

Betriebsfertig ist eine Sache, sobald sie nach been-
deter Erprobung und soweit vorgesehen nach be-
endetem Probebetrieb entweder zur Arbeitsauf-
nahme bereit ist oder sich in Betrieb befindet. Eine 
spätere Unterbrechung der Betriebsfertigkeit unter-
bricht den Versicherungsschutz nicht. Dies gilt auch 
während einer De- oder Remontage sowie während 
eines Transportes der Sache innerhalb des Versi-
cherungsortes. 

2. Zusätzlich versicherbare Sachen 

Nur wenn dies besonders vereinbart ist, sind zu-
sätzlich versichert Zusatzgeräte und Reserveteile. 

3. Folgeschäden 

Nur als Folge eines dem Grunde nach versicherten 
Sachschadens an anderen Teilen der versicherten 
Sache versichert sind Schäden an 

a) Transportbändern, Raupen, Kabeln, Stein- 
und Betonkübeln, Ketten, Seilen, Gurten, 
Riemen, Bürsten, Kardenbelägen und Berei-
fungen; 

b) Werkzeuge aller Art. 

4. Nicht versicherte Sachen 

Nicht versichert sind 

a) Wechseldatenträger; 

b) Hilfs- und Betriebsstoffe, Verbrauchsmateria-
lien und Arbeitsmittel; 

c) sonstige Teile, die während der Lebensdauer 
der versicherten Sachen erfahrungsgemäß 
mehrfach ausgewechselt werden müssen; 

d) Fahrzeuge, die ausschließlich der Beförde-
rung von Gütern im Rahmen eines darauf ge-
richteten Gewerbes oder von Personen die-
nen; 

e) Wasser- und Luftfahrzeuge sowie schwim-
mende Geräte; 

f) Einrichtungen von Baubüros, Baucontainer, 
Baubuden, Baubaracken, Werkstätten, Ma-
gazinen, Labors und Gerätewagen. 

§ 2 Versicherte und nicht versicherte Gefah-
ren und Schäden 

1. Versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung für unvorher-
gesehen eintretende Beschädigungen oder Zerstö-
rungen von versicherten Sachen (Sachschaden). 

Unvorhergesehen sind Schäden, die der Versiche-
rungsnehmer oder seine Repräsentanten weder 
rechtzeitig vorhergesehen haben noch mit dem für 
die im Betrieb ausgeübte Tätigkeit erforderlichen 
Fachwissen hätten vorhersehen können, wobei nur 
grobe Fahrlässigkeit schadet und diese den Versi-
cherer dazu berechtigt, seine Leistung in einem der 
Schwere des Verschuldens entsprechenden Ver-
hältnis zu kürzen. 

Insbesondere wird Entschädigung geleistet für 
Sachschäden durch 

a) Bedienungsfehler, Ungeschicklichkeit oder 
Vorsatz Dritter; 

b) Konstruktions-, Material- oder Ausführungs-
fehler; 

c) Kurzschluss, Überstrom oder Überspannung; 

d) Versagen von Mess-, Regel- oder Sicher-
heitseinrichtungen; 

e) Wasser-, Öl- oder Schmiermittelmangel; 

f) Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall oder 
Absturz eines Luftfahrzeuges, seiner Teile 
oder seiner Ladung; 

 dies gilt jedoch nicht für Baubüros, Baucon-
tainer, Baubuden, Baubaracken, Werkstätten, 
Magazine, Labors und Gerätewagen; 

g) Sturm, Frost, Eisgang, Erdbeben, Über-
schwemmung. 

2. Elektronische Bauelemente 

Entschädigung für elektronische Bauelemente (Bau-
teile) der versicherten Sache wird nur geleistet, 
wenn eine versicherte Gefahr nachweislich von 
außen auf eine Austauscheinheit (im Reparaturfall 
üblicherweise auszutauschende Einheit) oder auf 
die versicherte Sache insgesamt eingewirkt hat. Ist 
dieser Beweis nicht zu erbringen, so genügt die 
überwiegende Wahrscheinlichkeit, dass der Scha-
den auf die Einwirkung einer versicherten Gefahr 
von außen zurückzuführen ist. 

Für Folgeschäden an weiteren Austauscheinheiten 
wird jedoch Entschädigung geleistet. 
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3. Zusätzlich versicherbare Gefahren und 
Schäden 

Nur soweit dies besonders vereinbart ist, wird Ent-
schädigung geleistet für Schäden 

a) durch Abhandenkommen versicherter Sachen 
infolge von Diebstahl, Einbruchdiebstahl oder 
Raub; 

b) bei Tunnelarbeiten oder Arbeiten unter Tage; 

c) durch Versaufen oder Verschlammen infolge 
der besonderen Gefahren des Einsatzes auf 
Wasserbaustellen. 

4. Nicht versicherte Gefahren und Schäden 

Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf mitwir-
kende Ursachen keine Entschädigung für Schäden 

a) durch Vorsatz des Versicherungsnehmers 
oder dessen Repräsentanten; 

b) durch Krieg, kriegsähnliche Ereignisse, Bür-
gerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufstand; 

c) durch Innere Unruhen; 

d) durch Kernenergie, nukleare Strahlung oder 
radioaktive Substanzen; 

e) während der Dauer von Seetransporten; 

f) durch Mängel, die bei Abschluss der Versi-
cherung bereits vorhanden waren und dem 
Versicherungsnehmer oder seinen Repräsen-
tanten bekannt sein mussten; 

g) durch zwangsläufige, sich dauernd wiederho-
lende, von außen einwirkende Einflüsse des 
bestimmungsgemäßen Einsatzes, soweit es 
sich nicht um Folgeschäden handelt; 

h) durch 

aa) betriebsbedingte normale Abnutzung; 

bb) betriebsbedingte vorzeitige Abnutzung; 

cc) korrosive Angriffe oder Abzehrungen; 

dd) übermäßigen Ansatz von Kesselstein, 
Schlamm oder sonstigen Ablagerungen; 

 diese Ausschlüsse gelten nicht für benach-
barte Teile der versicherten Sache, die infol-
ge eines solchen Schadens beschädigt wer-
den und nicht auch ihrerseits aus Gründen 
gemäß aa) bis dd) bereits erneuerungsbe-
dürftig waren; 

 die Ausschlüsse gemäß bb) bis dd) gelten 
ferner nicht in den Fällen von Nr. 1 a) und b), 
d) und e); ob ein Konstruktionsfehler vorliegt, 
wird nach dem Stand der Technik zur Zeit der 
Konstruktion beurteilt, bei Bedienungs-, Mate-
rial- oder Ausführungsfehlern nach dem 
Stand der Technik zur Zeit der Herstellung; 

i) durch Einsatz einer Sache, deren Reparatur-
bedürftigkeit dem Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten bekannt sein musste; 
der Versicherer leistet jedoch Entschädigung, 
wenn der Schaden nicht durch die Repara-
turbedürftigkeit verursacht wurde oder wenn 
die Sache zur Zeit des Schadens mit Zu-
stimmung des Versicherers wenigstens be-
helfsmäßig repariert war; 

j) soweit für sie ein Dritter als Lieferant (Herstel-
ler oder Händler), Frachtführer, Spediteur, 
Werkunternehmer oder aus Reparaturauftrag 
einzutreten hat. 

 Bestreitet der Dritte seine Eintrittspflicht, so 
leistet der Versicherer zunächst Entschädi-
gung. Ergibt sich nach Zahlung der Entschä-
digung, dass ein Dritter für den Schaden ein-
treten muss und bestreitet der Dritte dies, so 
behält der Versicherungsnehmer zunächst 
die bereits gezahlte Entschädigung. 

 § 86 VVG - Übergang von Ersatzansprüchen 
- gilt für diese Fälle nicht. Der Versicherungs-
nehmer hat seinen Anspruch auf Kosten und 
nach den Weisungen des Versicherers au-
ßergerichtlich und erforderlichenfalls gericht-
lich geltend zu machen: 

 Die Entschädigung ist zurückzuzahlen, wenn 
der Versicherungsnehmer einer Weisung des 
Versicherers nicht folgt oder soweit der Dritte 
dem Versicherungsnehmer Schadenersatz 
leistet. 

§ 3 Versicherte Interessen 

1. Versichert ist das Interesse des Versiche-
rungsnehmers. 

Ist der Versicherungsnehmer nicht Eigentümer, so 
ist auch das Interesse des Eigentümers versichert. 
Die Bestimmungen zu versicherten Schäden und 
Gefahren bleiben unberührt. 

2. Bei Sicherungsübereignung gilt dies auch dann, 
wenn der Versicherungsnehmer das Eigentum nach 
Abschluss der Versicherung überträgt. 

Im Übrigen gelten die gesetzlichen Regelungen 
gemäß §§ 95 ff VVG zur Veräußerung der versi-
cherten Sache. 

3. Hat der Versicherungsnehmer die Sache unter 
Eigentumsvorbehalt verkauft, so ist auch das Inte-
resse des Käufers versichert. Der Versicherer leistet 
jedoch keine Entschädigung für Schäden, für die 
der Versicherungsnehmer als Lieferant (Hersteller 
oder Händler) gegenüber dem Käufer einzutreten 
hat oder ohne auf den Einzelfall bezogene Sonder-
abreden einzutreten hätte. 
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4. Hat der Versicherungsnehmer die Sache einem 
Dritten als Mieter, Pächter, Entleiher oder Verwah-
rer übergeben, so ist auch das Interesse dieses 
Dritten versichert, soweit dies besonders vereinbart 
ist. 

5. Hat der Versicherungsnehmer die versicherte 
Sache, die er in seinem Betrieb verwendet oder 
Dritten überlässt (Nr. 4), selbst hergestellt, so leistet 
der Versicherer keine Entschädigung für Schäden, 
für die bei Fremdbezug üblicherweise der Lieferant 
(Hersteller oder Händler) einzutreten hätte. 

Im Übrigen gelten die Bestimmungen zur Versiche-
rung für fremde Rechnung. 

§ 4 Versicherungsort 

Versicherungsschutz besteht nur innerhalb des 
Versicherungsortes. Versicherungsort sind die im 
Versicherungsvertrag bezeichneten Betriebs-
grundstücke oder Einsatzgebiete. 

§ 5 Versicherungswert; Versicherungssumme; 
Unterversicherung 

1. Versicherungswert 

Versicherungswert ist der Neuwert. 

a) Neuwert ist der jeweils gültige Listenpreis der 
versicherten Sache im Neuzustand zuzüglich 
der Bezugskosten (z. B. Kosten für Verpa-
ckung, Fracht, Zölle, Montage). 

b) Wird die versicherte Sache nicht mehr in 
Preislisten geführt, so ist der letzte Listen-
preis der Sache im Neuzustand zuzüglich der 
Bezugskosten maßgebend; dieser Betrag ist 
entsprechend der Preisentwicklung für ver-
gleichbare Sachen zu vermindern oder zu er-
höhen. 

 Hatte die versicherte Sache keinen Listen-
preis, so tritt an dessen Stelle der Kauf- oder 
Lieferpreis der Sache im Neuzustand zuzüg-
lich der Bezugskosten; dieser Betrag ist ent-
sprechend der Preisentwicklung für ver-
gleichbare Sachen zu vermindern oder zu er-
höhen. 

 Kann weder ein Listenpreis noch ein Kauf- 
oder Lieferpreis ermittelt werden, so ist die 
Summe der Kosten maßgebend, die jeweils 
notwendig war, um die Sache in der vorlie-
genden gleichen Art und Güte (z.B. Konstruk-
tion, Abmessung, Leistung) zuzüglich der 
Handelsspanne und der Bezugskosten wie-
derherzustellen. Dieser Betrag ist entspre-
chend der Preisentwicklung zu vermindern 
oder zu erhöhen. 

 Rabatte und Preiszugeständnisse bleiben für 
den Versicherungswert unberücksichtigt. 

c) Ist der Versicherungsnehmer zum Vorsteuer-
abzug nicht berechtigt, so ist die Umsatz-
steuer einzubeziehen. 

2. Versicherungssumme 

Die im Versicherungsvertrag für jede versicherte 
Sache genannte Versicherungssumme soll dem 
Versicherungswert entsprechen. Der Versiche-
rungsnehmer soll die Versicherungssumme für die 
versicherte Sache während der Dauer des Versi-
cherungsverhältnisses dem jeweils gültigen Versi-
cherungswert anpassen. Dies gilt auch, wenn wert-
erhöhende Änderungen vorgenommen werden. 

3. Unterversicherung 

Ist die Versicherungssumme niedriger als der Versi-
cherungswert zur Zeit des Eintrittes des Versiche-
rungsfalles, so besteht Unterversicherung. 

§ 6 Versicherte und nicht versicherte Kosten 

1. Aufwendungen zur Abwendung und Minde-
rung des Schadens 

a) Versichert sind Aufwendungen, auch erfolglo-
se, die der Versicherungsnehmer bei Eintritt 
des Versicherungsfalles den Umständen 
nach zur Abwendung und Minderung des 
Schadens für geboten halten durfte oder die 
er auf Weisung des Versicherers macht. 

b) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die 
Entschädigung für versicherte Sachen betra-
gen zusammen höchstens die Versiche-
rungssumme je vereinbarter Position; dies gilt 
jedoch nicht, soweit Aufwendungen auf Wei-
sung des Versicherers entstanden sind. 

c) Nicht versichert sind Aufwendungen für Leis-
tungen der Feuerwehr oder anderer Instituti-
onen, die im öffentlichen Interesse zur Hilfe-
leistung verpflichtet sind, wenn diese Leistun-
gen im öffentlichen Interesse erbracht wer-
den. 

d) Der Versicherer hat den für die Aufwendun-
gen erforderlichen Betrag auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers vorzuschießen. 

2. Kosten für die Wiederherstellung von Daten 

a) Versichert sind Kosten für die Wiederherstel-
lung von Daten des Betriebssystems, welche 
für die Grundfunktion der versicherten Sache 
notwendig sind, sofern der Verlust, die Ver-
änderung oder die Nichtverfügbarkeit der Da-
ten infolge eines dem Grunde nach versicher-
ten Schadens an dem Datenträger eingetre-
ten ist, auf dem diese Daten gespeichert wa-
ren. 

b) Andere Daten sind nur nach besonderer 
Vereinbarung versichert. 
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c) Der Ersatz dieser Aufwendungen und die 
Entschädigung für versicherte Sachen betra-
gen zusammen höchstens die Versiche-
rungssumme je vereinbarter Position. 

3. Zusätzliche Kosten 

Soweit vereinbart, sind über die Wiederherstel-
lungskosten hinaus die nachfolgend genannten 
Kosten bis zur Höhe der jeweils hierfür vereinbarten 
Versicherungssumme auf erstes Risiko versichert. 
Die jeweils vereinbarte Versicherungssumme ver-
mindert sich nicht dadurch, dass eine Entschädi-
gung geleistet wird. 

a) Aufräumungs-, Dekontaminations- und Ent-
sorgungskosten 

aa) Dies sind Kosten, die der Versicherungsneh-
mer infolge eines dem Grunde nach versi-
cherten Schadens aufwenden muss, um ver-
sicherte und nicht versicherte Sachen, deren 
Teile oder Reste, die sich an der Schaden-
stätte befinden 

 aufzuräumen und nötigenfalls zu dekontami-
nieren; 

 zu vernichten  oder in die nächstgelegene 
geeignete Abfallbeseitigungsanlage zu trans-
portieren und dort zu beseitigen. 

bb) Nicht versichert sind jedoch Kosten für die 
Dekontamination und Entsorgung von Erd-
reich oder Gewässern, Kosten für die Beseiti-
gung von Beeinträchtigungen des Grundwas-
sers oder der Natur sowie von Emissionen in 
der Luft. 

 Nicht versichert sind ferner Aufwendungen 
des Versicherungsnehmers aufgrund der Ein-
liefererhaftung. 

cc) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der 
Versicherungsnehmer aus einem anderen 
Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen 
kann. 

b) Dekontaminations- und Entsorgungskosten 
für Erdreich 

aa) Dies sind Kosten, die der Versicherungsneh-
mer infolge einer Kontamination durch einen 
dem Grunde nach versicherten Schaden auf-
grund behördlicher Anordnungen aufwenden 
muss, um 

 Erdreich der Schadenstätte zu untersuchen 
und nötigenfalls zu dekontaminieren oder 
auszutauschen; 

 den Aushub zu vernichten oder in die nächst-
gelegene geeignete Deponie zu transportie-
ren und dort abzulagern; 

 insoweit den Zustand der Schadenstätte vor 
Eintritt des Schadens wiederherzustellen. 

bb) Die Aufwendungen gemäß aa) sind nur versi-
chert, sofern die behördlichen Anordnungen 

 aufgrund von Gesetzen oder Verordnungen 
ergangen sind, die vor Eintritt des Schadens 
erlassen wurden; 

 Kontamination betreffen, die nachweislich 
infolge dieses Schadens entstanden ist; 

 innerhalb von neun Monaten seit Eintritt des 
Schadens ergangen sind und dem Versiche-
rer ohne Rücksicht auf Rechtsmittelfristen in-
nerhalb von drei Monaten seit Kenntniserhalt 
gemeldet wurden. 

cc) Wird durch den Schaden eine bereits beste-
hende Kontamination des Erdreiches erhöht, 
so sind nur die Aufwendungen versichert, die 
den für eine Beseitigung der bestehenden 
Kontamination erforderlichen Betrag über-
steigen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob 
und wann dieser Betrag ohne den Schaden 
aufgewendet worden wäre. 

 Die hiernach zu ersetzenden Kosten werden 
nötigenfalls durch Sachverständige festge-
stellt. 

dd) Aufwendungen aufgrund sonstiger behördli-
cher Anordnungen oder aufgrund sonstiger 
Verpflichtungen des Versicherungsnehmers 
einschließlich der Einliefererhaftung sind nicht 
versichert. 

ee) Entschädigung wird nicht geleistet, soweit der 
Versicherungsnehmer aus einem anderen 
Versicherungsvertrag Ersatz beanspruchen 
kann. 

c) Bewegungs- und Schutzkosten 

 Dies sind Kosten, die der Versicherungsneh-
mer infolge eines dem Grunde nach versi-
cherten Schadens aufwenden muss, wenn 
zum Zwecke der Wiederherstellung oder 
Wiederbeschaffung der versicherten Sache 
andere Sachen bewegt, verändert oder ge-
schützt werden müssen, insbesondere Auf-
wendungen für De- und Remontage, für 
Durchbruch, Abriss oder Wiederaufbau von 
Gebäudeteilen oder für das Erweitern von 
Öffnungen. 

d) Luftfrachtkosten 

 Dies sind Mehrkosten für Luftfracht, die der 
Versicherungsnehmer infolge eines dem 
Grunde nach versicherten Teilschadens zum 
Zwecke der Wiederherstellung der versicher-
ten Sache aufwenden muss. 
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§ 7 Umfang der Entschädigung 

1. Wiederherstellungskosten 

Im Schadenfall wird zwischen Teilschaden und 
Totalschaden unterschieden. 

Ein Teilschaden liegt vor, wenn die Wiederherstel-
lungskosten zuzüglich des Wertes des Altmaterials 
nicht höher sind als der Zeitwert der versicherten 
Sache unmittelbar vor Eintritt des Versicherungsfal-
les. Sind die Wiederherstellungskosten höher, so 
liegt ein Totalschaden vor. 

Der Zeitwert ergibt sich aus dem Neuwert durch 
einen Abzug insbesondere für Alter, Abnutzung und 
technischen Zustand. 

Versicherte Sachen, die in verschiedenen Positio-
nen bezeichnet sind, gelten auch dann nicht als 
einheitliche Sache, wenn sie wirtschaftlich zusam-
men gehören. 

Werden versicherte Sachen in einer Sammelpositi-
on aufgeführt, so gelten sie nicht als einheitliche 
Sache, sofern diese eigenständig verwendet wer-
den können. 

2. Teilschaden 

Entschädigt werden alle für die Wiederherstellung 
des früheren, betriebsfertigen Zustandes notwendi-
gen Aufwendungen abzüglich des Wertes des Alt-
materials. 

a) Aufwendungen zur Wiederherstellung sind 
insbesondere 

aa) Kosten für Ersatzteile und Reparaturstoffe; 

bb) Lohnkosten und lohnabhängige Kosten, auch 
übertarifliche Lohnanteile und Zulagen, ferner 
Mehrkosten durch tarifliche Zuschläge für 
Überstunden sowie für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeiten; 

cc) De- und Remontagekosten; 

dd) Transportkosten einschließlich Mehrkosten 
für Expressfrachten; 

ee) Kosten für die Wiederherstellung des Be-
triebssystems, welches für die Grundfunktion 
der versicherten Sache notwendig ist; 

ff) Kosten für das Aufräumen und das Dekonta-
minieren der versicherten Sache oder deren 
Teile sowie Kosten für das Vernichten von 
Teilen der Sache, ferner Kosten für den Ab-
transport von Teilen in die nächstgelegene 
geeignete Abfallbeseitigungsanlage, jedoch 
nicht Kosten aufgrund der Einliefererhaftung. 

b) Ein Abzug von den Wiederherstellungskosten 
in Höhe der Wertverbesserung wird vorge-
nommen an 

aa) Hilfs- und Betriebsstoffen, Verbrauchsmateri-
alien und Arbeitsmitteln, Werkzeugen aller Art 
sowie sonstigen Teilen, die während der Le-
bensdauer der versicherten Sache erfah-
rungsgemäß mehrfach ausgewechselt wer-
den müssen, soweit diese Teile zur Wieder-
herstellung der versicherten Sache zerstört 
oder beschädigt werden. 

bb) Transportbändern, Raupen, Kabeln, Stein- 
und Betonkübeln, Ketten, Seilen, Gurten, 
Riemen, Bürsten, Kardenbelägen und Berei-
fungen, Verbrennungsmotoren, Akkumulato-
ren und Röhren; 

cc) Zylinderköpfen, Zylinderbuchsen, einteilige 
Kolben, Kolbenböden und Kolben ringen von 
Kolbenmaschinen. Der Abzug beträgt___% 
pro Jahr höchstens jedoch___ %. 

c) Der Versicherer leistet keine Entschädigung 
für 

aa) Kosten einer Überholung oder sonstiger 
Maßnahmen, die auch unabhängig von dem 
Versicherungsfall notwendig gewesen wären; 

bb) Mehrkosten durch Änderungen oder Verbes-
serungen, die über die Wiederherstellung hi-
nausgehen; 

 wird eine Konstruktionseinheit, z. B. ein Mo-
tor, ein Getriebe oder ein Baustein, ausge-
wechselt, obgleich sie neben beschädigten 
Teilen mit überwiegender Wahrscheinlichkeit 
auch unbeschädigte umfasst, so wird die Ent-
schädigung hierfür angemessen gekürzt; dies 
gilt jedoch nicht, wenn die Kosten, die für eine 
Reparatur der beschädigten Teile notwendig 
gewesen wären, die Kosten für die Auswech-
selung der Konstruktionseinheit übersteigen 
würden; 

 werden beschädigte Teile erneuert, obgleich 
eine Reparatur ohne Gefährdung der Be-
triebssicherheit möglich ist, so ersetzt der 
Versicherer die Kosten, die für eine Reparatur 
der beschädigten Teile notwendig gewesen 
wären, jedoch nicht mehr als die für die Er-
neuerung aufgewendeten Kosten; 

cc) Kosten einer Wiederherstellung in eigener 
Regie, soweit die Kosten nicht auch durch 
Arbeiten in fremder Regie entstanden wären; 

dd) entgangener Gewinn infolge von Arbeiten in 
eigener Regie; 

ee) Mehrkosten durch behelfsmäßige oder vor-
läufige Wiederherstellung; 

ff) Kosten für Arbeiten, die zwar für die Wieder-
herstellung erforderlich sind, aber nicht an der 
versicherten Sache selbst ausgeführt werden; 

gg) Vermögensschäden. 
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3. Totalschaden 

Entschädigt wird der Zeitwert abzüglich des Wertes 
des Altmaterials. 

4. Weitere Kosten 

Weitere Kosten, die infolge eines ersatzpflichtigen 
Schadens über die Wiederherstellungskosten hin-
aus aufgewendet werden müssen, ersetzt der Ver-
sicherer im Rahmen der hierfür vereinbarten Versi-
cherungssummen. 

5. Grenze der Entschädigung 

Grenze der Entschädigung ist der auf die betroffene 
Sache entfallende Teil der Versicherungssumme. 

6. Entschädigungsberechnung bei Unterversi-
cherung 

Wenn Unterversicherung vorliegt, wird nur der Teil 
des nach Nr. 1 bis 5 ermittelten Betrages ersetzt, 
der sich zu dem ganzen Betrag verhält, wie die 
Versicherungssumme zu dem Versicherungswert. 
Dies gilt nicht für Versicherungssummen auf Erstes 
Risiko. 

7. Entschädigungsberechnung bei grober 
Fahrlässigkeit 

Haben der Versicherungsnehmer oder seine Reprä-
sentanten den Schaden grob fahrlässig herbeige-
führt, wird die Entschädigung in einem der Schwere 
des Verschuldens entsprechenden Verhältnis ge-
kürzt. 

8. Selbstbehalt 

Der nach Nr. 1 bis 7 ermittelte Betrag wird je Versi-
cherungsfall um den vereinbarten Selbstbehalt 
gekürzt. 

Entstehen mehrere Schäden, so wird der Selbstbe-
halt jeweils einzeln abgezogen. 

Entstehen die mehreren Schäden jedoch an dersel-
ben Sache und besteht außerdem ein Ursachenzu-
sammenhang zwischen diesen Schäden, so wird 
der Selbstbehalt nur einmal abgezogen. 

§ 8 Zahlung und Verzinsung der Entschädi-
gung 

1. Fälligkeit der Entschädigung 

Die Entschädigung wird fällig, wenn die Feststellun-
gen des Versicherers zum Grunde und zur Höhe 
des Anspruchs abgeschlossen sind. 

Der Versicherungsnehmer kann einen Monat nach 
Meldung des Schadens den Betrag als Abschlags-
zahlung beanspruchen, der nach Lage der Sache 
mindestens zu zahlen ist. 

2. Verzinsung 

Für die Verzinsung gilt, soweit nicht aus einem 
anderen Rechtsgrund eine weitergehende Zins-
pflicht besteht: 

a) die Entschädigung ist  - soweit sie nicht in-
nerhalb eines Monats nach Meldung des 
Schadens geleistet wird - ab Fälligkeit zu ver-
zinsen; 

b) der Zinssatz beträgt 4 Prozent; 

c) die Zinsen werden zusammen mit der Ent-
schädigung fällig. 

3. Hemmung 

Bei der Berechnung der Fristen gemäß Nr. 1 und 
2 a) ist der Zeitraum nicht zu berücksichtigen, in 
dem infolge Verschuldens des Versicherungsneh-
mers die Entschädigung nicht ermittelt oder nicht 
gezahlt werden kann. 

4. Aufschiebung der Zahlung 

Der Versicherer kann die Zahlung aufschieben, 
solange 

a) Zweifel an der Empfangsberechtigung des 
Versicherungsnehmers bestehen; 

b) ein behördliches oder strafgerichtliches Ver-
fahren gegen den Versicherungsnehmer oder 
seinen Repräsentanten aus Anlass dieses 
Versicherungsfalles noch läuft. 

5. Abtretung des Entschädigungsanspruches 

Der Entschädigungsanspruch kann vor Fälligkeit nur 
mit Zustimmung des Versicherers abgetreten wer-
den. Die Zustimmung muss erteilt werden, wenn der 
Versicherungsnehmer sie aus wichtigem Grund 
verlangt. 

§ 9 Sachverständigenverfahren 

1. Feststellung der Schadenhöhe 

Der Versicherungsnehmer kann nach Eintritt des 
Versicherungsfalles verlangen, dass der Schaden in 
einem Sachverständigenverfahren festgestellt wird. 

Ein solches Sachverständigenverfahren können 
Versicherer und Versicherungsnehmer auch ge-
meinsam vereinbaren. 

2. Weitere Feststellungen 

Das Sachverständigenverfahren kann durch Ver-
einbarung auf weitere Feststellungen zum Versiche-
rungsfall ausgedehnt werden. 
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3. Verfahren vor Feststellung 

Für das Sachverständigenverfahren gilt: 

a) Jede Partei hat in Textform einen Sachver-
ständigen zu benennen. Eine Partei, die ihren 
Sachverständigen benannt hat, kann die an-
dere unter Angabe des von ihr genannten 
Sachverständigen in Textform auffordern, den 
zweiten Sachverständigen zu benennen. Wird 
der zweite Sachverständige nicht innerhalb 
von zwei Wochen nach Zugang der Aufforde-
rung benannt, so kann ihn die auffordernde 
Partei durch das für den Schadenort zustän-
dige Amtsgericht ernennen lassen. In der Auf-
forderung durch den Versicherer ist der Ver-
sicherungsnehmer auf diese Folge hinzuwei-
sen. 

b) Der Versicherer darf als Sachverständigen 
keine Person benennen, die Mitbewerber des 
Versicherungsnehmers ist oder mit ihm in 
dauernder Geschäftsverbindung steht, ferner 
keine Person, die bei Mitbewerbern oder Ge-
schäftspartnern angestellt ist oder mit ihnen 
in einem ähnlichen Verhältnis steht. 

c) Beide Sachverständige benennen in Textform 
vor Beginn ihrer Feststellungen einen dritten 
Sachverständigen als Obmann. Die Regelung 
unter b) gilt entsprechend für die Benennung 
eines Obmannes durch die Sachverständi-
gen. Einigen sich die Sachverständigen nicht, 
so wird der Obmann auf Antrag einer Partei 
durch das für den Schadenort zuständige 
Amtsgericht ernannt. 

4. Feststellung 

Die Feststellungen der Sachverständigen müssen 
enthalten: 

a) die ermittelten oder vermuteten Ursachen und 
den Zeitpunkt, von dem an der Sachschaden 
für den Versicherungsnehmer nach den aner-
kannten Regeln der Technik frühestens er-
kennbar war; 

b) den Umfang der Beschädigung und der Zer-
störung, insbesondere 

aa) ein Verzeichnis der abhanden gekommenen, 
zerstörten und beschädigten versicherten Sa-
chen mit deren Werten unmittelbar vor dem 
Schaden sowie deren Neuwerten zur Zeit des 
Schadens; 

bb) die für die Wiederbeschaffung oder Wieder-
herstellung in den Zustand vor Schadenein-
tritt erforderlichen Kosten; 

cc) die Restwerte der vom Schaden betroffenen 
Sachen; 

c) die nach dem Versicherungsvertrag versi-
cherten Kosten. 

5. Verfahren nach Feststellung 

Der Sachverständige übermittelt seine Feststellun-
gen beiden Parteien gleichzeitig. Weichen die Fest-
stellungen der Sachverständigen voneinander ab, 
so übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem 
Obmann. Dieser entscheidet über die streitig ge-
bliebenen Punkte innerhalb der durch die Feststel-
lungen der Sachverständigen gezogenen Grenzen 
und übermittelt seine Entscheidung beiden Parteien 
gleichzeitig. 

Die Feststellungen der Sachverständigen oder des 
Obmannes sind für die Vertragsparteien verbindlich, 
wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar 
von der wirklichen Sachlage erheblich abweichen. 
Aufgrund dieser verbindlichen Feststellungen be-
rechnet der Versicherer die Entschädigung. 

Im Falle unverbindlicher Feststellungen erfolgen 
diese durch gerichtliche Entscheidung. Dies gilt 
auch, wenn die Sachverständigen die Feststellung 
nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern. 

6. Kosten 

Sofern nicht etwas anderes vereinbart ist, trägt jede 
Partei die Kosten ihres Sachverständigen. Die Kos-
ten des Obmannes tragen beide Parteien je zur 
Hälfte. 

7. Obliegenheiten 

Durch das Sachverständigenverfahren werden die 
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers nicht 
berührt. 

§ 10 Wiederherbeigeschaffte Sachen 

1. Anzeigepflicht 

Wird der Verbleib abhanden gekommener Sachen 
ermittelt, so hat der Versicherungsnehmer dies nach 
Kenntniserlangung dem Versicherer unverzüglich in 
Textform anzuzeigen. 

2. Wiedererhalt vor Zahlung der Entschädi-
gung 

Hat der Versicherungsnehmer den Besitz einer 
abhanden gekommenen Sache zurückerlangt, be-
vor die volle Entschädigung für diese Sache gezahlt 
worden ist, so behält er den Anspruch auf die Ent-
schädigung, falls er die Sache innerhalb von zwei 
Wochen dem Versicherer zur Verfügung stellt. An-
dernfalls ist eine für diese Sache gewährte Zahlung 
zurückzugeben. 
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3. Wiedererhalt nach Zahlung der Entschädi-
gung 

a) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz 
einer abhanden gekommenen Sache zurück-
erlangt, nachdem für diese Sache eine Ent-
schädigung in voller Höhe ihres Versiche-
rungswertes gezahlt worden ist, so hat der 
Versicherungsnehmer die Entschädigung zu-
rückzuzahlen oder die Sache dem Versiche-
rer zur Verfügung zu stellen. Der Versiche-
rungsnehmer hat dieses Wahlrecht innerhalb 
von zwei Wochen nach Empfang einer schrift-
lichen Aufforderung des Versicherers auszu-
üben; nach fruchtlosem Ablauf dieser Frist 
geht das Wahlrecht auf den Versicherer über. 

b) Hat der Versicherungsnehmer den Besitz 
einer abhanden gekommenen Sache zurück-
erlangt, nachdem für diese Sache eine Ent-
schädigung gezahlt worden ist, die bedin-
gungsgemäß geringer als der Versiche-
rungswert ist, so kann der Versicherungs-
nehmer die Sache behalten und muss so-
dann die Entschädigung zurückzahlen. Erklärt 
er sich hierzu innerhalb von zwei Wochen 
nach Empfang einer schriftlichen Aufforde-
rung des Versicherers nicht bereit, so hat der 
Versicherungsnehmer die Sache im Einver-
nehmen mit dem Versicherer öffentlich meist-
bietend verkaufen zu lassen. Von dem Erlös 
abzüglich der Verkaufskosten erhält der Ver-
sicherer den Anteil, welcher der von ihm ge-
leisteten bedingungsgemäßen Entschädigung 
entspricht. 

4. Beschädigte Sachen 

Sind wiederbeschaffte Sachen beschädigt worden, 
so kann der Versicherungsnehmer die bedingungs-
gemäße Entschädigung in Höhe der Wiederherstel-
lungskosten auch dann verlangen oder behalten, 
wenn die Sachen in den Fällen von Nr. 2 oder Nr. 3 
bei ihm verbleiben. 

5. Gleichstellung 

Dem Besitz einer zurückerlangten Sache steht es 
gleich, wenn der Versicherungsnehmer die Möglich-
keit hat, sich den Besitz wieder zu verschaffen. 

6. Übertragung der Rechte 

Hat der Versicherungsnehmer dem Versicherer 
zurückerlangte Sachen zur Verfügung zu stellen, so 
hat er dem Versicherer den Besitz, das Eigentum 
und alle sonstigen Rechte zu übertragen, die ihm 
mit Bezug auf diese Sachen zustehen. 

§ 11 Wechsel der versicherten Sachen 

Erhält der Versicherungsnehmer anstelle der im 
Versicherungsvertrag bezeichneten Sache eine 
andere, jedoch technisch vergleichbare Sache, so 
besteht nach entsprechender Anzeige des Versi-
cherungsnehmers hierfür vorläufige Deckung. 

Die vorläufige Deckung endet 

a) mit dem Abschluss des neuen Versiche-
rungsvertrages oder 

b) mit Beginn eines weiteren Vertrages über 
vorläufige Deckung mit gleichartigem Versi-
cherungsschutz oder 

c) mit der Beendigung der Vertragsverhandlun-
gen, 

spätestens jedoch nach ___ Monaten. 
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ABSCHNITT B 

§ 1 Anzeigepflichten des Versicherungsneh-
mers oder seines Vertreters bis zum Ver-
tragsschluss 

Der Versicherungsnehmer hat bis zur Abgabe sei-
ner Vertragserklärung dem Versicherer alle ihm 
bekannten Gefahrumstände anzuzeigen, nach de-
nen der Versicherer in Textform gefragt hat und die 
für dessen Entschluss erheblich sind, den Vertrag 
mit dem vereinbarten Inhalt zu schließen. Der Ver-
sicherungsnehmer ist auch insoweit zur Anzeige 
verpflichtet, als nach seiner Vertragserklärung, aber 
vor Vertragsannahme der Versicherer Fragen in 
Textform im Sinne des Satzes 1 stellt. 

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeige-
pflicht nach Abs. 1, so kann der Versicherer nach 
Maßgabe der §§ 19-21 VVG vom Vertrag zurücktre-
ten, kündigen oder eine Vertragsänderung vorneh-
men. Der Versicherer kann nach § 21 Abs. 2 VVG 
auch leistungsfrei sein. 

Wird der Vertrag von einem Vertreter des Versiche-
rungsnehmers geschlossen, so sind gemäß § 20 
VVG sowohl die Kenntnis und Arglist des Vertreters 
als auch die Kenntnis und Arglist des Versiche-
rungsnehmers zu berücksichtigen. 

Das Recht des Versicherers, den Vertrag nach § 22 
VVG wegen arglistiger Täuschung anzufechten, 
bleibt unberührt. 

§ 2 Beginn des Versicherungsschutzes; Fäl-
ligkeit; Folgen verspäteter Zahlung oder 
Nichtzahlung der Erst- oder Einmalprämie 

1. Beginn des Versicherungsschutzes 

Der Versicherungsschutz beginnt vorbehaltlich der 
Regelung in Nr. 3 zu dem im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitpunkt. 

2. Fälligkeit der Erst- oder Einmalprämie 

Die erste oder einmalige Prämie ist - unabhängig 
von dem Bestehen eines Widerrufrechts  - unver-
züglich nach dem Zeitpunkt des vereinbarten und im 
Versicherungsschein angegebenen Versicherungs-
beginns zu zahlen. 

Liegt der vereinbarte Zeitpunkt des Versicherungs-
beginns vor Vertragsschluss, ist die erste oder ein-
malige Prämie unverzüglich nach Vertragsschluss 
zu zahlen. 

Zahlt der Versicherungsnehmer nicht unverzüglich 
nach dem in Satz 1 oder 2 bestimmten Zeitpunkt, 
beginnt der Versicherungsschutz erst, nachdem die 
Zahlung bewirkt ist. 

Weicht der Versicherungsschein vom Antrag des 
Versicherungsnehmers oder von getroffenen Ver-
einbarungen ab, ist die erste oder einmalige Prämie 
frühestens einen Monat nach Zugang des Versiche-
rungsscheins zu zahlen. 

Bei Vereinbarung der Prämienzahlung in Raten gilt 
die erste Rate als erste Prämie. 

3. Folgen verspäteter Zahlung oder Nichtzah-
lung der Erst- oder Einmalprämie 

Wird die erste oder einmalige Prämie nicht zu dem 
nach Nr. 2 maßgebenden Fälligkeitszeitpunkt ge-
zahlt, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 37 
VVG berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten oder 
auch leistungsfrei. 

§ 3 Dauer und Ende des Vertrages 

1. Dauer 

Der Vertrag ist für den im Versicherungsschein 
angegebenen Zeitraum abgeschlossen. 

2. Stillschweigende Verlängerung 

Bei einer Vertragsdauer von mindestens einem Jahr 
verlängert sich der Vertrag um jeweils ein Jahr, 
wenn nicht einer der Vertragsparteien spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versi-
cherungsjahres eine Kündigung zugegangen ist. 

3. Kündigung bei mehrjährigen Verträgen 

Der Vertrag kann bei einer Vertragslaufzeit von 
mehr als drei Jahren zum Ablauf des dritten oder 
jedes darauf folgenden Jahres unter Einhaltung 
einer Frist von drei Monaten vom Versicherungs-
nehmer gekündigt werden. 

Die Kündigung muss dem Versicherer spätestens 
drei Monate vor dem Ablauf des jeweiligen Versi-
cherungsjahres zugehen. 

4. Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 

Bei einer Vertragsdauer von weniger als einem Jahr 
endet der Vertrag, ohne dass es einer Kündigung 
bedarf, zum vorgesehenen Zeitpunkt. 

5. Wegfall des versicherten Interesses 

Fällt das versicherte Interesse nach dem Beginn der 
Versicherung weg, endet der Vertrag zu dem Zeit-
punkt, zu dem der Versicherer vom Wegfall des 
Risikos Kenntnis erlangt. 
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§ 4 Folgeprämie 

Eine Folgeprämie wird zu dem vereinbarten Zeit-
punkt der jeweiligen Versicherungsperiode fällig. 
Die Zahlung gilt als rechtzeitig, wenn sie innerhalb 
des im Versicherungsschein oder in der Prämien-
rechnung angegebenen Zeitraums bewirkt ist. Die 
Folgen nicht rechtzeitiger Zahlung ergeben sich aus 
§ 38 VVG. 

Ist der Versicherungsnehmer mit der Zahlung einer 
Folgeprämie in Verzug, ist der Versicherer berech-
tigt, Ersatz des ihm durch den Verzug entstandenen 
Schadens zu verlangen. 

§ 5 Lastschriftverfahren 

1. Pflichten des Versicherungsnehmers 

Ist zur Einziehung der Prämie das Lastschriftverfah-
ren vereinbart worden, hat der Versicherungsneh-
mer zum Zeitpunkt der Fälligkeit der Prämie für eine 
ausreichende Deckung des Kontos zu sorgen. 

2. Änderung des Zahlungsweges 

Hat es der Versicherungsnehmer zu vertreten, dass 
eine oder mehrere Prämien trotz wiederholtem 
Einziehungsversuch nicht eingezogen werden kön-
nen, ist der Versicherer berechtigt, die Lastschrift-
vereinbarung in Textform zu kündigen. 

Der Versicherer hat in der Kündigung darauf hinzu-
weisen, dass der Versicherungsnehmer verpflichtet 
ist, die ausstehende Prämie und zukünftige Prämien 
selbst zu übermitteln. 

Durch die Banken erhobene Bearbeitungsgebühren 
für fehlgeschlagenen Lastschrifteinzug können dem 
Versicherungsnehmer in Rechnung gestellt werden. 

§ 6 Ratenzahlung 

Ist Ratenzahlung vereinbart, so gelten die ausste-
henden Raten bis zu den vereinbarten Zahlungs-
terminen als gestundet. 

Die gestundeten Raten der laufenden Versiche-
rungsperiode werden sofort fällig, wenn der Versi-
cherungsnehmer mit einer Rate ganz oder teilweise 
in Verzug gerät oder wenn eine Entschädigung fällig 
wird. 

§ 7 Prämie bei vorzeitiger Vertragsbeendigung 

Endet das Versicherungsverhältnis vor Ablauf der 
Versicherungsperiode oder wird es nach Beginn 
rückwirkend aufgehoben oder von Anfang an wegen 
arglistiger Täuschung nichtig, so gebührt dem Ver-
sicherer die Prämie oder die Geschäftsgebühr nach 
Maßgabe der §§ 39 und 80 VVG. 

§ 8 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers 

1. Obliegenheiten vor Eintritt des Versiche-
rungsfalles 

a) Der Versicherungsnehmer hat vor Eintritt des 
Versicherungsfalles alle vertraglich vereinbar-
ten Obliegenheiten einzuhalten. 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der 
genannten Obliegenheiten, so ist der Versi-
cherer nach Maßgabe des § 28 VVG zur 
Kündigung berechtigt. Eine Kündigung des 
Versicherers wird mit Zugang wirksam. 

2. Obliegenheiten bei Eintritt des Versiche-
rungsfalles 

a) Der Versicherungsnehmer hat bei Eintritt des 
Versicherungsfalles 

aa) nach Möglichkeit für die Abwendung und 
Minderung des Schadens zu sorgen; 

bb) dem Versicherer den Schadeneintritt, nach-
dem er von ihm Kenntnis erlangt hat, unver-
züglich - gegebenenfalls auch mündlich oder 
telefonisch - anzuzeigen; 

cc) Weisungen des Versicherers zur Schaden-
abwendung/-minderung - gegebenenfalls 
auch mündlich oder telefonisch - einzuholen, 
wenn die Umstände dies gestatten; 

dd) Weisungen des Versicherers zur Schaden-
abwendung/-minderung, soweit für ihn zu-
mutbar, zu befolgen; erteilen mehrere an dem 
Versicherungsvertrag beteiligte Versicherer 
unterschiedliche Weisungen, hat der Versi-
cherungsnehmer nach pflichtgemäßem Er-
messen zu handeln; 

ee) Schäden durch strafbare Handlungen gegen 
das Eigentum unverzüglich der Polizei anzu-
zeigen; 

ff) dem Versicherer und der Polizei unverzüglich 
ein Verzeichnis der abhanden gekommenen 
Sachen einzureichen; 

gg) das Schadenbild so lange unverändert zu 
lassen, bis die Schadenstelle oder die be-
schädigten Sachen durch den Versicherer 
freigegeben worden sind; sind Veränderun-
gen unumgänglich, sind das Schadenbild 
nachvollziehbar zu dokumentieren (z. B. 
durch Fotos) und die beschädigten Sachen 
bis zu einer Besichtigung durch den Versiche-
rer aufzubewahren; 
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hh) soweit möglich dem Versicherer unverzüglich 
jede Auskunft - auf Verlangen in Schriftform  
- zu erteilen, die zur Feststellung des Versi-
cherungsfalles oder des Umfanges der Leis-
tungspflicht des Versicherers erforderlich ist 
sowie jede Untersuchung über Ursache und 
Höhe des Schadens und über den Umfang 
der Entschädigungspflicht zu gestatten; 

ii) vom Versicherer angeforderte Belege beizu-
bringen, deren Beschaffung ihm billigerweise 
zugemutet werden kann; 

b) Steht das Recht auf die vertragliche Leistung 
des Versicherers einem Dritten zu, so hat 
dieser die Obliegenheiten gemäß Nr. 2 a) 
ebenfalls zu erfüllen, soweit ihm dies nach 
den tatsächlichen und rechtlichen Umständen 
möglich ist. 

3. Leistungsfreiheit bei Obliegenheitsverlet-
zung 

Verletzt der Versicherungsnehmer eine Obliegen-
heit nach Nr. 1 oder 2, so ist der Versicherer nach 
Maßgabe der §§ 28 und 82 VVG leistungsfrei. 

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, 
soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch-
lich ist. 

§ 9 Gefahrerhöhung 

Nach Abgabe seiner Vertragserklärung darf der 
Versicherungsnehmer ohne vorherige Zustimmung 
des Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen 
oder deren Vornahme durch einen Dritten gestatten. 

Der Versicherungsnehmer hat jede Gefahrerhö-
hung, die ihm bekannt wird, dem Versicherer unver-
züglich anzuzeigen, und zwar auch dann, wenn sie 
ohne seinen Willen eintritt. Im Übrigen gelten die 
§§ 23 bis 27 VVG. Danach kann der Versicherer zur 
Kündigung berechtigt sein, eine Vertragsänderung 
vornehmen oder auch leistungsfrei sein. 

§ 10 Überversicherung 

1. Übersteigt die Versicherungssumme den Wert 
des versicherten Interesses erheblich, so kann 
sowohl der Versicherer als auch der Versicherungs-
nehmer nach Maßgabe des § 74 VVG die Herab-
setzung der Versicherungssumme und der Prämie 
verlangen. 

2. Hat der Versicherungsnehmer die Überversi-
cherung in der Absicht geschlossen, sich dadurch 
einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, ist der Vertrag nichtig. Dem Versicherer steht 
die Prämie bis zu dem Zeitpunkt zu, zu dem er von 
den die Nichtigkeit begründenden Umständen 
Kenntnis erlangt. 

§ 11 Mehrere Versicherer 

1. Anzeigepflicht 

Wer bei mehreren Versicherern ein Interesse gegen 
dieselbe Gefahr versichert, ist verpflichtet, dem 
Versicherer die andere Versicherung unverzüglich 
mitzuteilen. In der Mitteilung sind der andere Versi-
cherer und die Versicherungssumme anzugeben. 

2. Rechtsfolgen der Verletzung der Anzeige-
pflicht 

Verletzt der Versicherungsnehmer die Anzeige-
pflicht (siehe Nr. 1), ist der Versicherer nach Maß-
gabe des § 28 VVG zur Kündigung berechtigt oder 
auch leistungsfrei. Eine Kündigung des Versicherers 
wird mit Zugang wirksam. 

Leistungsfreiheit tritt nicht ein, wenn der Versicherer 
vor dem Eintritt des Versicherungsfalles Kenntnis 
von der anderen Versicherung erlangt hat. 

Außer im Falle einer arglistigen Obliegenheitsverlet-
zung ist der Versicherer zur Leistung verpflichtet, 
soweit die Verletzung der Obliegenheit weder für 
den Eintritt oder die Feststellung des Versiche-
rungsfalles, noch für die Feststellung oder den Um-
fang der Leistungspflicht des Versicherers ursäch-
lich ist. 

3. Haftung und Entschädigung bei Mehrfach-
versicherung 

a) Ist bei mehreren Versicherern ein Interesse 
gegen dieselbe Gefahr versichert und über-
steigen die Versicherungssummen zusam-
men den Versicherungswert oder übersteigt 
aus anderen Gründen die Summe der Ent-
schädigungen, die von jedem Versicherer oh-
ne Bestehen der anderen Versicherung zu 
zahlen wären, den Gesamtschaden, liegt eine 
Mehrfachversicherung vor. 

b) Die Versicherer sind in der Weise als Ge-
samtschuldner verpflichtet, dass jeder für den 
Betrag aufzukommen hat, dessen Zahlung 
ihm nach seinem Vertrage obliegt; der Versi-
cherungsnehmer kann aber im Ganzen nicht 
mehr als den Betrag des ihm entstandenen 
Schadens verlangen. Satz 1 gilt entspre-
chend, wenn die Verträge bei demselben 
Versicherer bestehen. 
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 Erlangt der Versicherungsnehmer oder der 
Versicherte aus anderen Versicherungsver-
trägen Entschädigung für denselben Scha-
den, so ermäßigt sich der Anspruch aus dem 
vorliegenden Vertrag in der Weise, dass die 
Entschädigung aus allen Verträgen insge-
samt nicht höher ist, als wenn der Gesamtbe-
trag der Versicherungssummen, aus denen 
die Prämien errechnet wurde, nur in diesem 
Vertrag in Deckung gegeben worden wäre. 
Bei Vereinbarung von Entschädigungsgren-
zen ermäßigt sich der Anspruch in der Weise, 
dass aus allen Verträgen insgesamt keine 
höhere Entschädigung zu leisten ist, als wenn 
der Gesamtbetrag der Versicherungssummen 
in diesem Vertrag in Deckung gegeben wor-
den wäre. 

c) Hat der Versicherungsnehmer eine Mehr-
fachversicherung in der Absicht geschlossen, 
sich dadurch einen rechtswidrigen Vermö-
gensvorteil zu verschaffen, ist jeder in dieser 
Absicht geschlossene Vertrag nichtig. 

 Dem Versicherer steht die Prämie bis zu dem 
Zeitpunkt zu, zu dem er von den die Nichtig-
keit begründenden Umständen Kenntnis er-
langt. 

4. Beseitigung der Mehrfachversicherung 

Eine Mehrfachversicherung kann auf Verlangen des 
Versicherungsnehmers nach Maßgabe des § 79 
VVG durch Aufhebung oder Herabsetzung der Ver-
sicherungssumme des später geschlossenen Ver-
trages beseitigt werden. 

Die Aufhebung des Vertrages oder die Herabset-
zung der Versicherungssumme und Anpassung der 
Prämie werden zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem 
die Erklärung dem Versicherer zugeht. 

§ 12 Versicherung für fremde Rechnung 

1. Rechte aus dem Vertrag 

Der Versicherungsnehmer kann den Versiche-
rungsvertrag im eigenen Namen für das Interesse 
eines Dritten (Versicherten) schließen. Die Aus-
übung der Rechte aus diesem Vertrag steht nur 
dem Versicherungsnehmer und nicht auch dem 
Versicherten zu. Das gilt auch, wenn der Versicher-
te den Versicherungsschein besitzt. 

2. Zahlung der Entschädigung 

Der Versicherer kann vor Zahlung der Entschädi-
gung an den Versicherungsnehmer den Nachweis 
verlangen, dass der Versicherte seine Zustimmung 
dazu erteilt hat. Der Versicherte kann die Zahlung 
der Entschädigung nur mit Zustimmung des Versi-
cherungsnehmers verlangen. 

3. Kenntnis und Verhalten 

Soweit die Kenntnis und das Verhalten des Versi-
cherungsnehmers von rechtlicher Bedeutung sind, 
sind bei der Versicherung für fremde Rechnung 
auch die Kenntnis und das Verhalten des Versicher-
ten zu berücksichtigen. Soweit der Vertrag Interes-
sen des Versicherungsnehmers und des Versicher-
ten umfasst, muss sich der Versicherungsnehmer 
für sein Interesse das Verhalten und die Kenntnis 
des Versicherten nur dann zurechnen lassen, wenn 
der Versicherte Repräsentant des Versicherungs-
nehmers ist. Im Übrigen gilt § 47 VVG. 

§ 13 Übergang von Ersatzansprüchen 

1. Übergang von Ersatzansprüchen 

Steht dem Versicherungsnehmer ein Ersatzan-
spruch gegen einen Dritten zu, geht dieser An-
spruch auf den Versicherer über, soweit der Versi-
cherer den Schaden ersetzt. Der Übergang kann 
nicht zum Nachteil des Versicherungsnehmers 
geltend gemacht werden. Richtet sich der Ersatzan-
spruch des Versicherungsnehmers gegen eine 
Person, mit der er bei Eintritt des Schadens in häus-
licher Gemeinschaft lebt, kann der Übergang nicht 
geltend gemacht werden, es sei denn, diese Person 
hat den Schaden vorsätzlich verursacht. 

2. Obliegenheiten zur Sicherung von Ersatz-
ansprüchen 

Der Versicherungsnehmer hat seinen Ersatzan-
spruch oder ein zur Sicherung dieses Anspruchs 
dienendes Recht unter Beachtung der geltenden 
Form- und Fristvorschriften zu wahren und nach 
Übergang des Ersatzanspruchs auf den Versicherer 
bei dessen Durchsetzung durch den Versicherer 
soweit erforderlich mitzuwirken. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heit, ist der Versicherer nach Maßgabe des § 86 
Abs. 2 VVG leistungsfrei. 

§ 14 Kündigung nach dem Versicherungsfall 

1. Kündigungsrecht 

Nach dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann 
jede der Vertragsparteien den Versicherungsvertrag 
kündigen. Die Kündigung ist in Schriftform zu erklä-
ren. Sie muss der anderen Vertragspartei spätes-
tens einen Monat nach Auszahlung oder Ablehnung 
der Entschädigung zugegangen sein. 

2. Kündigung durch Versicherungsnehmer 

Kündigt der Versicherungsnehmer, wird seine Kün-
digung sofort nach ihrem Zugang beim Versicherer 
wirksam. Der Versicherungsnehmer kann jedoch 
bestimmen, dass die Kündigung zu einem späteren 
Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ende der laufen-
den Versicherungsperiode, wirksam wird. 
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3. Kündigung durch Versicherer 

Eine Kündigung des Versicherers wird einen Monat 
nach ihrem Zugang beim Versicherungsnehmer 
wirksam. 

§ 15 Keine Leistungspflicht aus besonderen 
Gründen 

Der Versicherer ist von der Entschädigungspflicht 
frei, wenn der Versicherungsnehmer den Versiche-
rer arglistig über Tatsachen, die für den Grund oder 
die Höhe der Entschädigung von Bedeutung sind, 
täuscht oder zu täuschen versucht. 

Ist die Täuschung oder der Täuschungsversuch 
durch rechtskräftiges Strafurteil gegen den Versi-
cherungsnehmer wegen Betruges oder Betrugsver-
suches festgestellt, so gelten die Voraussetzungen 
des Satzes 1 als bewiesen. 

§ 16 Anzeigen; Willenserklärungen; Anschrif-
tenänderungen 

1. Form 

Soweit gesetzlich keine Schriftform verlangt ist und 
soweit in diesem Vertrag nicht etwas anderes be-
stimmt ist, sind die für den Versicherer bestimmten 
Erklärungen und Anzeigen, die das Versicherungs-
verhältnis betreffen und die unmittelbar gegenüber 
dem Versicherer erfolgen, in Textform abzugeben. 

Erklärungen und Anzeigen sollen an die Hauptver-
waltung des Versicherers oder an die im Versiche-
rungsschein oder in dessen Nachträgen als zustän-
dig bezeichnete Stelle gerichtet werden. Die gesetz-
lichen Regelungen über den Zugang von Erklärun-
gen und Anzeigen bleiben unberührt. 

2. Nichtanzeige einer Anschriften- bzw. Na-
mensänderung 

Hat der Versicherungsnehmer eine Änderung seiner 
Anschrift oder seines Namens dem Versicherer 
nicht mitgeteilt, findet § 13 VVG Anwendung. 

§ 17 Vollmacht des Versicherungsvertreters 

1. Erklärungen des Versicherungsnehmers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherungsnehmer abgegebene Erklärun-
gen entgegenzunehmen betreffend 

a) den Abschluss bzw. den Widerruf eines Ver-
sicherungsvertrages; 

b) ein bestehendes Versicherungsverhältnis 
einschließlich dessen Beendigung; 

c) Anzeige- und Informationspflichten vor Ab-
schluss des Vertrages und während des Ver-
sicherungsverhältnisses. 

2. Erklärungen des Versicherers 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
vom Versicherer ausgefertigte Versicherungsschei-
ne oder deren Nachträge dem Versicherungsneh-
mer zu übermitteln. 

3. Zahlungen an den Versicherungsvertreter 

Der Versicherungsvertreter gilt als bevollmächtigt, 
Zahlungen, die der Versicherungsnehmer im Zu-
sammenhang mit der Vermittlung oder dem Ab-
schluss eines Versicherungsvertrags an ihn leistet, 
anzunehmen. Eine Beschränkung dieser Vollmacht 
muss der Versicherungsnehmer nur gegen sich 
gelten lassen, wenn er die Beschränkung bei der 
Vornahme der Zahlung kannte oder in Folge grober 
Fahrlässigkeit nicht kannte. 

§ 18 Verjährung 

Die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag ver-
jähren in drei Jahren. Die Verjährung beginnt mit 
dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch 
entstanden ist und der Gläubiger von den Anspruch 
begründenden Umständen und der Person des 
Schuldners Kenntnis erlangt oder ohne grobe Fahr-
lässigkeit erlangen müsste. 

Ist ein Anspruch aus dem Versicherungsvertrag bei 
dem Versicherer angemeldet worden, zählt bei der 
Fristberechnung der Zeitraum zwischen Anmeldung 
und Zugang der in Textform mitgeteilten Entschei-
dung des Versicherers beim Anspruchsteller nicht 
mit. 

§ 19 Zuständiges Gericht 

Für Klagen aus dem Versicherungsverhältnis gelten 
die inländischen Gerichtsstände nach §§ 13, 17, 21, 
29 ZPO sowie § 215 VVG. 

§ 20 Anzuwendendes Recht 

Für diesen Vertrag gilt deutsches Recht. 
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VERSICHERTE GEFAHREN 

TK 3236 Innere Unruhen 

1. Der Versicherer leistet abweichend von Ab-
schnitt A § 2 Nr. 4 c) Entschädigung für Schäden 
durch Innere Unruhen. 

2. Innere Unruhen sind gegeben, wenn zahlen-
mäßig nicht unerhebliche Teile der Bevölkerung in 
einer die öffentliche Ruhe und Ordnung störenden 
Weise in Bewegung geraten und Gewalt gegen 
Personen oder Sachen verüben. 

3. Nicht versichert sind ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen Schäden durch Verfügung 
von hoher Hand. 

4. Ein Anspruch auf Entschädigung besteht 
insoweit nicht, als Schadenersatz aufgrund öffent-
lich-rechtlichen Entschädigungsrechts beansprucht 
werden kann. 

5. Die Grenze der Entschädigung ist abwei-
chend von Abschnitt A § 7 Nr. 5 (Umfang der Ent-
schädigung) der im Versicherungsvertrag genannte 
Betrag. 

6. Die Versicherung dieser Gefahr kann jeder-
zeit gekündigt werden. Die Kündigung wird ___ 
Woche(n) nach Zugang wirksam. 

TK 3252 Ausschluss von inneren Betriebs-
schäden 

1. Abweichend von Abschnitt A § 2 Nr. 1 und 
Nr. 2 leistet der Versicherer Entschädigung für un-
vorhergesehen eintretende Beschädigungen oder 
Zerstörungen an versicherten Sachen (Sachscha-
den) 

a) als unmittelbare Folge eines von außen her 
einwirkenden Ereignisses; 

b) durch Brand, Blitzschlag, Explosion; dies gilt 
jedoch nicht für Baubüros, Baucontainer, 
Baubuden, Baubaracken, Werkstätten, Ma-
gazine, Labors und Gerätewagen; 

c) durch Sturm, Eisgang, Erdrutsch, Erdbeben, 
Überschwemmung oder Hochwasser. 

2. Der Versicherer leistet ohne Rücksicht auf 
mitwirkende Ursachen keine Entschädigung für 
innere Betriebsschäden und Bruchschäden. 

Entschädigung wird jedoch geleistet für Schäden 
gemäß Nr. 1, die infolge eines inneren Betriebs-
schadens oder Bruchschadens eintreten. 

VERSICHERUNGSWERT; 
VERSICHERUNGSSUMME 

TK 3507 Angleichung der Prämien und Versi-
cherungssummen 

1. Prämien und Versicherungssummen werden 
im Versicherungsvertrag nach dem Stand der Löhne 
und Preise in der Investitionsgüter-Industrie vom 
Januar/März 1971 angegeben. 

Eine Änderung dieser Löhne und Preise hat eine 
entsprechende Angleichung der Prämien und Versi-
cherungssummen zur Folge, wenn sich eine Verän-
derung der Prämien um mehr als 2 Prozent ergibt. 
Unterbleibt hiernach eine Angleichung der Prämien 
und Versicherungssummen, ist für die nächste Ver-
änderung der Prozentsatz maßgebend, um den sich 
die Löhne und Preise gegenüber dem Zeitpunkt 
geändert haben, der für die letzte Angleichung 
maßgebend war. 

2. Für die Angleichung der Prämien wird zu 
30 Prozent die Preisentwicklung und zu 70 Prozent 
die Lohnentwicklung berücksichtigt. Die Anglei-
chung der Versicherungssummen erfolgt unter Be-
rücksichtigung der Preisentwicklung. Eine Anglei-
chung der Prämien erfolgt nur, wenn die Versiche-
rungssummen gleichzeitig angepasst werden. 
Wäre die Versicherungssumme höher, wenn sie 
entsprechend dem Anstieg des Versicherungswer-
tes angeglichen würde, dann ist die Grenze der 
Entschädigung dieser höhere Betrag. 
Maßgebend für die Angleichung sind die vom Statis-
tischen Bundesamt veröffentlichten Indizes, und 
zwar 

a) für die Preisentwicklung der Index der Erzeu-
gerpreise gewerblicher Produkte (Inlandab-
satz), Gruppe Investitionsgüter; für Baugeräte 
tritt an die Stelle des Index für die Gruppe In-
vestitionsgüter der Index für den Warenzweig 
Maschinen für die Bauwirtschaft; 

b) für die Lohnentwicklung der Index der Brutto-
stundenverdienste der Arbeiter in der Investi-
tionsgüter-Industrie (alle Arbeiter). 

3. Die Angleichung wird mit den letzten vor 
Ende eines Kalenderjahres veröffentlichten Indizes 
ermittelt und für die im folgenden Kalenderjahr fälli-
ge Jahresprämie wirksam. 

4. Unterversicherung besteht nur, soweit zum 
Zeitpunkt der Vereinbarung der Versicherungs-
summe nach dem Stand März 1971 Unterversiche-
rung vorgelegen hätte. 

5. Der Versicherungsnehmer kann diese Klausel 
kündigen, wenn sich durch diese Klausel die Prämie 
für das folgende Versicherungsjahr um mehr als 
10 % Prozent erhöht oder die Prämiensteigerung in 
drei aufeinander folgenden Versicherungsjahren 
mehr als 20 % Prozent beträgt. 
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Die Kündigung ist spätestens einen Monat nach der 
Mitteilung über die Prämienerhöhung in Textform zu 
erklären. Sie wird zu Beginn des Versicherungsjah-
res wirksam, für das die Prämie erhöht werden 
sollte. 

Erläuterung zur Berechnung der Prämie und der 
Versicherungssumme 

Prämie 
Die Prämie P des jeweiligen Versicherungsjahres 
berechnet sich zu 
P = P0 x Prämienfaktor 
Prämienfaktor = 0,3 x E/E0 + 0,7 x L/L0 
Versicherungssumme 
Die Versicherungssumme S des jeweiligen Versi-
cherungsjahres berechnet sich zu 
S = S0 x Summenfaktor 
Summenfaktor = E/E0 
Es bedeuten: 
P0 = Im Versicherungsvertrag genannte Prämie, 
Stand Januar/März 1971 
S0 = Im Versicherungsvertrag genannte Versiche-
rungssumme, Stand März 1971 
E = Letzter im Ermittlungsjahr veröffentlichter Index 
der Erzeugerpreise gewerblicher Produkte, 
Gruppe Investitionsgüter; für Baugeräte letzter im 
Ermittlungsjahr veröffentlichter Index für den Wa-
renzweig 
Maschinen für die Bauwirtschaft 
E0 = Stand März 1971 
L = Letzter im Ermittlungsjahr veröffentlichter Index 
der durchschnittlichen Bruttostundenverdienste 
der Arbeiter, Gruppe Investitionsgüter-Industrie (alle 
Arbeiter) 
L0 = Stand Januar 1971 
 
ALLGEMEINER TEIL – ABSCHNITT B 
(ANZEIGENPFLICHTEN, OBLIEGENHEITEN 
ETC.) 

TK 3806 Revision von Windenergieanlagen 

1. Instandhaltung/Revision von Windener-
gieanlagen 

a) Ergänzend zu Abschnitt B § 8 Nr. 1 a) hat der 
Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles regelmäßig Instandhaltungen 
der Windenergieanlage gemäß Herstellervor-
schriften durchzuführen. Darüber hinaus sind 
Revisionen an Bauteilen mit begrenzter Le-
bensdauer gemäß c) durchzuführen. 

b) Vor jeder Revision ist der Versicherer so 
rechtzeitig zu benachrichtigen, dass er in der 
Lage ist, auf seine Kosten einen Beauftragten 
zu entsenden. Die anlässlich einer Revision 
erstellten Protokolle sind dem Versicherer auf 
Verlangen vorzulegen. 

c) Der Versicherungsnehmer hat nach 
aa) 40.000 Betriebsstunden spätestens jedoch 

nach 5 Jahren die Rotorblätter befundabhän-
gig instand zu setzen; außerdem sind Rotor-
blätter einer jährlichen Sichtprüfung und einer 
Inspektion des inneren Blitzschutzes bis zur 
Ableitung in das Erdreich (Durchgangsmes-
sung) zu unterziehen; 

bb) 40.000 Betriebsstunden spätestens jedoch 
nach 5 Jahren an Getrieben die Lager unab-
hängig vom Zustand zu erneuern. Radsätze 
inkl. Achsen sind zu prüfen und befundab-
hängig instand zu setzen; 

cc) 40.000 Betriebsstunden spätestens jedoch 
nach 5 Jahren die Rotorhauptlager unabhän-
gig vom Zustand zu erneuern; 

dd) 40.000 Betriebsstunden spätestens jedoch 
nach 5 Jahren die Stator- und Rotorwicklung 
des Generators zu prüfen und befundabhän-
gig instand zu setzen. Generatorlager sind 
unabhängig vom Zustand zu erneuern. 

 Die Zeiträume werden jeweils ab der ersten 
Inbetriebnahme oder nach der letzten Revisi-
on oder dem Austausch des betreffenden 
Bauteiles gezählt. Die Revisionen sind vom 
Hersteller oder von geeigneten Fachunter-
nehmen durchzuführen. Als Betriebsstunden 
gelten die Zeiten, in der die Windenergiean-
lage unabhängig von ihrer Belastung betrie-
ben wurde. 

Für Windenergieanlagen mit kontinuierlichem 
Überwachungssystem (Condition Monito-
ring), das für eine zustandsorientierte In-
standhaltung geeignet ist, können abwei-
chende Vereinbarungen getroffen werden. 

d) Nicht zu den Wiederherstellungskosten gehö-
ren die Kosten einer Überholung oder sonsti-
ger Maßnahmen, die auch unabhängig vom 
Versicherungsfall notwendig gewesen wären, 
oder auf Grund dieser Vereinbarung aufzu-
wenden gewesen wären. 

e) Der Versicherungsnehmer hat den Versiche-
rer unverzüglich über wesentliche Verände-
rungen im Betriebsverhalten zu informieren, 
damit Versicherungsnehmer und Versicherer 
über die zu treffenden Maßnahmen entschei-
den können. 

Verletzt der Versicherungsnehmer diese Obliegen-
heiten vorsätzlich oder grob fahrlässig, so kann der 
Versicherer nach Maßgabe von Abschnitt B § 8 zur 
Kündigung berechtigt oder auch leistungsfrei sein. 

Führt die Verletzung der Obliegenheit zu einer Ge-
fahrerhöhung, gilt Abschnitt B § 9 Absatz 2. Danach 
kann der Versicherer kündigen oder leistungsfrei 
sein. 
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2. Bei Schäden an Bauteilen gemäß Ziffer 1 c) 
wird ergänzend zu Abschnitt A § 7 Nr. 2 b) nach 
Ablauf von ___ Betriebsstunden seit der letzten 
Revision von den Wiederherstellungskosten ein 
Abzug vorgenommen, durch den die dauernden 
Einflüsse des Betriebes berücksichtigt sind. Der 
Abzug beträgt ___ % je Kalendermonat. 

TK 3819 Anerkennung 

1. Hat der Versicherer das versicherte Risiko 
besichtigt, so erkennt der Versicherer abweichend 
von Abschnitt B § 1 an, dass ihm durch diese Be-
sichtigung alle Gefahrumstände bekannt geworden 
sind, welche in diesem Zeitpunkt für die Beurteilung 
des Risikos erheblich waren. 

2. Das Recht des Versicherers den Vertrag 
wegen arglistiger Täuschung anzufechten bleibt 
unberührt. 

TK 3825 Makler 

Der den Versicherungsvertrag betreuende Makler 
ist bevollmächtigt, Anzeigen und Willenserklärungen 
des Versicherungsnehmers entgegenzunehmen. Er 
ist durch den Maklervertrag verpflichtet, diese un-
verzüglich an den Versicherer weiterzuleiten. 

TK 3850 Mitversicherungs- und Prozessfüh-
rungsklausel für die Technischen Ver-
sicherungszweige 

1. Bei Versicherungen, die von mehreren Versi-
cherern gezeichnet worden sind, haften diese stets 
nur für ihren Anteil und nicht als Gesamtschuldner. 

2. Der führende Versicherer ist bevollmächtigt, 
Anzeigen und Willenserklärungen des Versiche-
rungsnehmers für alle beteiligten Versicherer ent-
gegenzunehmen und in deren Namen im Rahmen 
von Abschnitt B § 8 Nr. 1 die Versicherungsverträge 
zu kündigen. 

3. Die vom führenden Versicherer abgegebenen 
Erklärungen oder mit dem Versicherungsnehmer 
getroffenen Vereinbarungen sind für die beteiligten 
Versicherer verbindlich. Der führende Versicherer 
ist jedoch ohne Zustimmung (Einwilligung oder 
Genehmigung) der beteiligten Versicherer, von 
denen jeder einzeln zu entscheiden hat, nicht be-
rechtigt 

a) zur Erhöhung von Versicherungssummen 
und/oder Entschädigungsgrenzen über die im 
Versicherungsschein genannten prozentualen 
Werte bzw. Maximalbeträge hinaus. Dies gilt 
nicht für Summenanpassungen im Rahmen 
der Bestimmungen für die vertraglich vorge-
sehenen Abrechnungsverfahren (Sum-
me/Prämie); 

b) zur Änderung der Kündigungsbestimmungen 
oder der Versicherungsdauer. Dies gilt nicht 
für Verlängerungen der Versicherungsdauer, 
die aufgrund einer im Versicherungsvertrag 
getroffenen Regelung gewährt werden; ferner 
bleibt die Berechtigung des führenden Versi-
cherers zur Kündigung gemäß Abschnitt B 
§ 8 Nr. 1 unberührt; 

c) zur Erweiterung des Deckungsumfangs, zur 
Verminderung des Selbstbehaltes und/oder 
der Prämie. 

4. Bei Schäden, die voraussichtlich ___ € über-
steigen oder für die Mitversicherer von grundsätzli-
cher Bedeutung sind, ist auf Verlangen der beteilig-
ten Versicherer eine Abstimmung herbeizuführen. 

5. Soweit die vertraglichen Grundlagen für die 
beteiligten Versicherer die gleichen sind, ist folgen-
des vereinbart: 

a) Der Versicherungsnehmer wird bei Streitfäl-
len aus diesem Vertrag seine Ansprüche nur 
gegen den führenden Versicherer und nur 
wegen dessen Anteil gerichtlich geltend ma-
chen. 

b) Der führende Versicherer ist von den beteilig-
ten Versicherern ermächtigt, alle Rechtsstrei-
tigkeiten aus oder im Zusammenhang mit 
diesem Vertrag (einschließlich der Verfolgung 
von Regressansprüchen) auch bezüglich ih-
rer Anteile als Kläger oder Beklagte zu füh-
ren. Ein gegen oder vom führenden Versiche-
rer erstrittenes, rechtskräftig gewordenes Ur-
teil wird deshalb von den beteiligten Versiche-
rern als auch für sie verbindlich anerkannt. 
Das gilt ebenfalls für die mit dem Versiche-
rungsnehmer nach Rechtshängigkeit ge-
schlossenen Vergleiche. 

c) Falls der Anteil des führenden Versicherers 
die Berufungssumme oder Revisionsbe-
schwer nicht erreicht, ist der Versicherungs-
nehmer berechtigt und auf Verlangen des 
führenden Versicherers verpflichtet, die Klage 
auf einen zweiten, erforderlichenfalls auf wei-
tere Versicherer auszudehnen, bis diese 
Summe erreicht ist. Wird diesem Verlangen 
nicht entsprochen, so gilt Nr. 5 b) (Satz 2) 
nicht. 

SONSTIGES/GEGENSTAND DER VERSI-
CHERUNG 

TK 3911 Datenversicherung 

1. Versicherte und nicht versicherte Kosten 

a) Versichert sind zusätzlich Kosten für die Wie-
derherstellung von 

aa) Daten; 
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bb) betriebsfertigen und funktionsfähigen Stan-
dardprogrammen und individuell hergestellten 
Programmen, zu deren Nutzung der Versi-
cherungsnehmer berechtigt ist; 

soweit sich diese auf einem Datenträger befinden. 

b) Nicht versichert sind Kosten für die Wieder-
herstellung von Daten und Programmen, die 
sich nur im Arbeitsspeicher der Zentraleinheit 
befinden. 

2. Versicherte Sachen 

Abweichend von Abschnitt A § 1 Nr. 4 a) sind 
Wechseldatenträger versichert. Wechseldatenträger 
gelten nicht als elektronisches Bauelement. 

3. Versicherte und nicht versicherte Gefah-
ren und Schäden 

Der Versicherer leistet Entschädigung, sofern der 
Verlust, die Veränderung oder die Nichtverfügbar-
keit der Daten oder Programme infolge 

a) von Blitzeinwirkung 

b oder eines dem Grunde nach versicherten 
Schadens gemäß Abschnitt A § 2 an dem Da-
tenträger oder der Datenverarbeitungsanlage, 
auf dem diese gespeichert waren eingetreten 
ist. 

4. Versicherungsort 

In Ergänzung zu Abschnitt A § 4 besteht Versiche-
rungsschutz für Sicherungsdatenträger und Siche-
rungsdaten in deren Auslagerungsstätten sowie auf 
den Verbindungswegen zwischen Versicherungsort 
und Auslagerungsstätte. 

5. Versicherungswert; Versicherungssumme 

a) Versicherungswert sind abweichend von 
Abschnitt A § 5 Nr. 1 bei 

aa) Daten und Programmen die Wiederbeschaf-
fungs- bzw. Wiedereingabekosten (siehe 
Nr. 6 a); 

bb) Wechseldatenträgern die Wiederbeschaf-
fungskosten. 

b) Die Versicherungssumme soll dem Versiche-
rungswert entsprechen. 

6. Umfang der Entschädigung für Daten und 
Programme 

a) Entschädigt werden abweichend von Ab-
schnitt A § 7 die für die Wiederherstellung 
des früheren, betriebsfertigen Zustandes der 
Daten und Programme notwendigen Aufwen-
dungen. Aufwendungen zur Wiederherstel-
lung sind insbesondere erforderliche 

aa) maschinelle Wiedereingabe aus Sicherungs-
datenträgern; 

bb) Wiederbeschaffung und Wiedereingabe oder 
Wiederherstellung von Stamm- und Bewe-
gungsdaten (einschl. dafür erforderlicher Be-
legaufbereitung / Informationsbeschaffung); 

cc) Wiederbeschaffung und Neuinstallation von 
Standardprogrammen; 

dd) Wiedereingabe von Programmdaten individu-
ell hergestellter Programme und Programm-
erweiterungen (z. B. Konfigurationen, Funkti-
onsblöcke) aus beim Versicherungsnehmer 
vorhandenen Belegen (z. B. Quellcodes). 

b) Der Versicherer leistet keine Entschädigung 

aa) für Kosten, die zusätzlich entstehen, weil die 
versicherten Daten oder Programme durch 
Kopierschutz-, Zugriffsschutz- oder vergleich-
bare Vorkehrungen (z. B. Kopierschutzste-
cker, Verschlüsselungsmaßnahmen) gesi-
chert sind (z. B. Kosten für neuerlichen Li-
zenzerwerb); 

bb) für die Korrektur von manuell fehlerhaft ein-
gegebenen Daten; 

cc) für Fehlerbeseitigungskosten in Programmen; 
dd) für Mehrkosten durch Änderungen oder Ver-

besserungen, die über die Wiederherstellung 
hinausgehen; 

ee) für sonstige Vermögensschäden; 
ff) soweit die Wiederbeschaffung oder Wieder-

eingabe der Daten oder Programme nicht 
notwendig ist; 

gg) soweit die Wiederbeschaffung oder Wieder-
eingabe der Daten oder Programme nicht in-
nerhalb von 12 Monaten nach Eintritt des 
Schadens durchgeführt wurde. 

c) Grenze der Entschädigung ist jede der ver-
einbarten Versicherungssummen. 

d) Bei Unterversicherung wird kein Abzug von 
der Entschädigung vorgenommen. 

e) Der nach a) bis c) ermittelte Betrag wird je 
Versicherungsfall um den vereinbarten 
Selbstbehalt gekürzt. Entstehen mehrere 
Schäden, so wird der Selbstbehalt jeweils 
einzeln abgezogen. 

7. Sonstige vertraglich vereinbarte Oblie-
genheiten vor Eintritt des Versicherungs-
falls 

a) Ergänzend zu Abschnitt B § 8 Nr. 1 a) hat der 
Versicherungsnehmer vor Eintritt des Versi-
cherungsfalles 
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aa) eine übliche, jedoch mindestens einmal wö-
chentliche Datensicherung vorzunehmen, 
d. h. Duplikate der versicherten Daten und 
Programme anzufertigen und so aufzubewah-
ren, dass bei einem Versicherungsfall Origi-
nale und Duplikate nicht gleichzeitig beschä-
digt werden oder abhanden kommen können. 
Die technischen Einrichtungen zur Datensi-
cherung müssen jeweils dem Stand der 
Technik entsprechen; 

bb) sicherzustellen, dass Form und Struktur der 
Daten auf dem Sicherungsdatenträger so be-
schaffen sind, dass deren Rücksicherung 
technisch möglich ist, z. B. durch Sicherung 
mit Prüfoption (Verify) und Durchführung von 
Rücksicherungstests. 

b) Verletzt der Versicherungsnehmer eine der in 
a) genannten Obliegenheiten vorsätzlich oder 
grob fahrlässig, so kann der Versicherer nach 
Maßgabe von Abschnitt B § 8 zur Kündigung 
berechtigt oder auch leistungsfrei sein. 

 Führt die Verletzung der Obliegenheit zu 
einer Gefahrerhöhung, gilt Abschnitt B § 9 
Absatz 2. Danach kann der Versicherer kün-
digen oder leistungsfrei sein. 

 

 


